Betreuung

1.	 Was sind die Voraussetzungen für eine gesetzliche Betreuung?

-	Behinderung (körperliche, geistige, seelische Beeinträchtigung bzw. psych.  
 	Erkrankung)

-	Erforderlichkeit (darf keine Vollmacht vorliegen)

- 	freier Wille des Betroffenen

- 	Antrag 

-	Volljährigkeit des Betroffenen


2.	 Benennen Sie bitte die Zuständigkeiten in Betreuungssachen.

-	örtl.:	Wohnort oder gewöhnlicher Aufenthaltsort des Betroffenen

- 	sachl.:	AG als Betreuungsgericht

-	funkt.: Richter und Rechtspfleger


3.	Welche 4 Betreuerarten kennen Sie?

-	ehrenamtl. Betreuer

-	Berufsbetreuer

-	Vereinsbetreuer

-	Behördenbetreuer

4.	Wann endet die gesetzliche Betreuung?

-	mit dem Tod des Betroffenen

-	mit Aufhebungsbeschluss wenn die Voraussetzungen weggefallen sind und der 
 	Betroffene seine Angelegenheiten wieder alleine regeln kann

5. 	Welche Aufgabenkreise kann ein Betreuer wahrnehmen? Bitte nennen Sie 5 Bsp. .

-	Gesundheitssorge

- 	Vermögenssorge

-	Aufenthaltsbestimmungsrecht

-	Wohnangelegenheiten

- 	Entgegennahme und Öffnen der Post / Postangelegenheiten

-	Wohnungsangelegenheiten


6.	Erläutern Sie den allg. Ablauf eines Betreuungsverfahrens.

-	Antrag /Anregung
-	Prüfung der Zuständigkeit und der Voraussetzungen
-	Anhörung der Betreuungsbehörde (Beauftragung durch das Gericht-zur Erstellung 
 	eines Sozialgutachtens u. ggf. Betreuervorschlag)
-	Einholung eines psych. Gutachtens durch einen Sachverständigen
-	Betreuerbestellung durch gerichtl. Beschluss
-	Verpflichtung des Betreuers d.d. Rechtspfleger u. Aushändigung des 
 	Betreuerausweises
-	Prüfung des jährl. Berichtes nebst Rechnungslegung des Betreuers d.d.Rechtspfleger
-	Überprüfung der Voraussetzungen der Betreuung d.d. Richter im allg. nach 7 Jahren

7.	Wer kann Betreuer werden?

-	jeder der Volljährig ist und für das Amt geeignet erscheint

8.	Wo finden Sie die gesetzl. Regelungen zur rechtl. Betreuung?

-	BGB 4. Buch Abschnitt 3 / § 1896 Abs. 1 BGB

9.	Wo ist in Berlin die Betreuungsbehörde ansässig? Welche Aufgabe nimmt die 
 	Betreuungsbehörde gegenüber dem Gericht wahr?

-	bei den Bezirksämtern
-	Erstellung des Sozialgutachtens und Vorschlag eines Betreuers auf Verlangen 
 	des Gerichts (Sachverhaltsaufklärung)
-	dient der Unterstützung des Gerichts
-	prüft die Eignung der Betreuer
-	kann gerichtl. angeordnete Vor- oder Zuführungen  durchführen (z.T. bzgl. Anhörung)

10.	Wann ist der Beschluss über die Bestellung eines Betreuers rechtl. wirksam?

-	mit Bekanntgabe an den Betreuer

-	ein anderer Zeitpunkt muss ausdrücklich angegeben werden:
 	Erlassvermerk auf dem Beschluss (Bekanntgabe durch Übergabe auf der Gst./ 
 	Präsentat-Datum/Uhrzeit/Unterschrift)

11.	Wer sind die Adressaten für einen Betreuerbeschluss?

-	Betroffener
- 	Betreuer
-	Betreuungsbehörde
-	ggf. Antragsteller / Krankenhaus / Wohneinrichtung

12.	Was beinhaltet der Beschluss über die Betreuung?

-	Anordnung der Betreuung

-	Bezeichnung der Aufgabenkreise

-	Bestimmung des Betreuers (Name, Anschrift) und dessen Bezeichnung (Art)

-	ggf. Anordnung des Einwilligungsvorbehaltes

-	Zeitpunkt wann das Gericht die Betreuung überprüfen wird und über Verlängerung 
 	oder Aufhebung entscheiden wird

13. 	Wie und durch wen wird der Betreuer „verpflichtet“

-	d.d. Rechtpfleger im Verpflichtungstermin (Aufklärung über Rechte und Pflichten 
 	eines Betreuers, Aushändigung Betreuerausweis)

14.	Was erhält der Betreuer ,außer dem Beschluss über die Betreuerbestellung noch vom 
 	Gericht?

 -	einen Betreuerausweis (eine Urkunde) – dient im Rechtsverkehr zur Vorlage und 
 	belegt seine Bestellung, ggf. den eingeschränkten Zeitraum und die ihm   
 	übertragenen Aufgabenkreise 

15. 	Welches Rechtsmittel ist gegen den Beschluss zur Anordnung der Betreuung  mgl.?

-	Beschwerde binnen 1 Monat / Beschwerdegericht = LG
 	Beschwerde muss schriftl. und unterzeichnet beim dem „Beschluss erlassenen“ 
 	Gericht (AG) eingereicht werden

-  	bei einer einstw. Anordnung (Dauer max. 6 Monate) beträgt die Beschwerdefrist 2 
 	Wochen

16. 	Bestimmte Rechthandlungen des Betreuers bedürfen einer gerichtl. Genehmigung.
 	welche können das sein? Benennen sie bitte 5 Mgl. .

-	ärztl. Maßnahmen bei schwerwiegenden Heilbehandlungen
-	freiheitentziehende Maßnahmen / Unterbringungen
-	Wohnungskündigung
- 	Auflösung von Sparkonten, Depots …
- 	Vfg. über Sparvermögen
-	Kauf und Verkauf von Aktien oder Immobilien

17.	Wer ist grundsätzlich funkt. zuständig für Genehmigungsanträge?

-	Rechtspfleger =	- für alles was mit Geld zu tun hat zuständig
-	Richter =		-Tatbestand - Eingriff in die Gesundheit des Lebens oder der 
 				  Freiheit des Betroffenen
-	Udg =			- Rechtskrafterteilung

18.	Wie werden ehrenamtl. Betreuer „vergütet“?

-	Betreuung an sich ist eine Ehrenamt und wird grundsätzlich unentgeltlich geführt.
-	es besteht jedoch die Mgl. eine jährliche Aufwandspauschale (derzeit pro 
 	Betreuungsjahr 400,-€) oder die eigentlichen/tatsächlichen Aufwendungen (belegt 
 	und nachgewiesen) zu beantragen.

19. 	Wonach werden Berufsbetreuer vergütet?

-	sie erhalten eine so genannte Fallpauschale als Vergütung ( Vergütungstabelle a,b,c) 
 	nach dem Gesetz über die Vergütung von Vormündern und Betreuern (VBVG)
-	die Fälle unterscheiden sich je nach Qualifizierung des Betreuer und nach 
 	Schwierigkeitsgrad der Betreuung

20.	Unterbringung
 	im Sachgebiet der Betreuung wird zwischen Unterbringung nach BGB und 
 	Unterbringung nach den Psychisch Kranken Gesetz - Landesgesetz(PsychKG) 
 	unterschieden, 
 	Nennen Sie die jeweiligen Voraussetzungen -

  	für die BGB Unterbringung: ist für den Betroffenen bereits ein Betreuer bestellt, es 
 	liegt eine erheblichen Selbstgefährdung des Betroffenen vor

 	für die Unterbringung nach PsychKG: der Betroffene leidet an einen psych. 
 	Erkrankung oder Störung seiner Person (Psychose, Sucht)
 	die öfftl. Ordnung oder Sicherheit wird gefährdet, es besteht keine Betreuung

21. 	Welche Registerzeichen kennen Sie im Sachgebiet Betreuung?

 	- 	XVII		 -	 Betreuung
 	-	XIV (+L) 	-	Unterbringung nach PschKG
 	-	X		-	 Abwesenheitspflegschaft
 	-	AR		- 	allg. Registersachen


22.	Wird eine Betreuung eingerichtet wenn einen ausreichende Vorsorgevollmacht  
 	vorliegt? Wer prüft ob die Vollmacht ausreichend ist und wo kann die Vollmacht  
 	hinterlegt werden?

 	- nein
 	- der Richter prüft
 	- die Vorsorgevollmacht kann in jeder „Schublade“ aufbewahrt werden
 	- sie kann aber auch bei der Bundesnotarkammer registriert und hinterlegt werden,
 	  - dort fällt eine einmalige Registrierungsgebühr an und jedes Gericht kann die 
 	    Vorsorgevollmacht zur Prüfung auf Notwendigkeit der Einrichtung der Betreuung 
 	     einsehen

23. 	Wozu ist der Betreuer einmal im Betreuungsjahr verpflichtet?

 	- den Jahresbericht und ggf. die Rechnungslegung bei Gericht abzugeben zur Prüfung 
 	   durch den Rechtspfleger


24. 	Der Betreuerwechsel wird durch den Betroffenen beantragt, er reicht auch gleich 
 	einen neuen Betreuervorschlag ein …Wer ist zuständig für den Antrag Richter oder 
 	Rechtspfleger?

 	- der Rechtspfleger – hier gilt der Grundsatz des freien Willens des Betroffenen

25.	Was muss am Ende einer Betreuung durch den Betreuer immer eingereicht werden?

 	- Schlussbericht / Schlussrechnungslegung
 	- Betreuerausweis


26.	Wer verfügt die Weglegung des Betreuungsverfahrens?
 	
 	- Richter = weglegen
 	- Rechtspfleger = verfügt nach Kostenprüfung den Zeitraum über die Aufbewahrung
 	  (10 Jahre)

27. 	Welche höchstpersönlichen Angelegenheiten können nicht durch eine Betreuung geregelt werden? Nennen Sie bitte 3. 

Eheschließung, 
Testament, 
Wahlrecht, 
Adoption, 
Kindererziehung 		


28.	Was versteht man unter einem Verhinderungs- Ersatz- bzw. Ergänzungsbetreuer? 

 	-	wird neben dem Hauptbetreuer bestellt, 
-	Der Hauptbetreuer ist grundsätzlich für den Betroffenen zuständig, 
 	Ist der Hauptbetreuer verhindert, übt der Verhinderungs- Ersatz- , bzw. 
 	Ergänzungsbetreuer für den  konkreten Zeitpunkt der Verhinderung die  
 	Betreuung aus. ( § 1899 IV BGB)

29. 	Was versteht man in der Betreuung unter Subsidiarität? 

 Eine Betreuung ist nur gerechtfertigt, wenn andere Hilfen nicht zur Verfügung stehen oder 
versagen. Das Betreuungsrecht enthält das Prinzip der Subsidiarität. Nach dem Prinzip der Subsidiarität darf ein Betreuer nicht bestellt werden, wenn die Betroffenen ihre Angelegenheiten mittels einer Vorsorgevollmacht geregelt haben oder andere Hilfestellungen wie die eigene Familie, Nachbarn und Bekannte, das Heimpersonal oder allgemeine soziale Dienste vorhanden sind, die die rechtlichen Defizite ausgleichen können.


30. 	Was versteht man unter beschränkter Geschäftsfähigkeit?  Ist ein unter Betreuung  stehender Betroffener grundsätzlich beschränkt geschäftsfähig oder geschäftsunfähig?
 	
 	-	sind Minderjährige vom vollendeten 7. bis zum vollendeten 18. 
 		Lebensjahr

 	- 	nein
